
Friedensbewegung und Klima
Die Fridays for Future haben die breite Friedensbewegung und damit auch unser Netzwerk erreicht. 

Wir sind den jungen Leuten für diesen neuen Impuls sehr erkenntlich!

Für uns gilt es, alte Erkenntnisse und Überzeugungen in stets neuem Licht zu sehen, neue Fragen zu 

stellen und sich neuen Fragen zu stellen. Und es gilt, neue MitstreiterInnen zu gewinnen, Verbindungen 

herzustellen zu denen, die diese neuen Fragen zu ihrem Anliegen machen.

Das Netzwerk Friedenssteuer stellt sich also dem Klimathema. Eine große Gefahr erkennen wir wiederum im Mili-

tär. Der Klimawandel ist die zivilisatorische Herausforderung unserer Zeit. Wie groß die Herausforderung schon in 

Friedenszeiten ist, erleben wir jeden Tag. Wir können sie nur zivilisiert, also friedlich, meistern, denn sie verlangt 

all unsere Kraft, all unseren Einfallsreichtum, all unsere Entschlossenheit. Darum ist unser Einsatz für den Frieden 

auch ein Einsatz für das Klima, und deshalb muss, wer das Klima retten will, sich auch für den Frieden einsetzen.

Wir haben ein kurzes Positionspapier zum Thema verfasst; es liegt diesem Heft bei. Erläuterungen dazu fi nden 

Sie auf S. 11–13. Möge es uns, möge es Euch und Ihnen helfen, die Verbindung zu denen zu knüpfen, die unsere 

Zukunft sind: die jungen Menschen, die sich für den Klimaschutz einsetzen. Besonders ihnen wollen wir sagen:

Das Militär schadet dem Klima jeden Tag, durch die Ressourcen, die es bindet und die an anderer 

Stelle fehlen, durch sein tägliches Tun. Und das auch schon in Friedenszeiten. 

Und der Frieden, der uns heute erlaubt, uns der Rettung des Klimas und der Umwelt zu widmen, ist 

nicht mit Waffen zu verteidigen. Krieg ist das Ende der Zivilisation, und nur die Zivilisation bietet die 

Möglichkeit, das Klima zu retten. 

Doch wie viel Frieden bleibt uns noch?

Gegenwärtig läuft das NATO-Manöver Defender 2020: Wie viel unsinnigen Stress bedeutet das für die Bevölke-

rung, die Logistik und die Finanzen der betroffenen Länder? Wie viele Menschen in Deutschland glauben jetzt 

noch an eine Politik, die sich an das Grundgesetz hält*, an das Streben nach einem friedlichen Zusammenleben 

– auch mit den Ländern, denen diese handfeste Bedrohung gilt? Hat das Demonstrieren geballter militärischer 

Macht jemals de-eskalierend gewirkt? Das jahrelange tägliche Üben von Flügen mit den Tornados in Büchel, 

die in der Lage gehalten werden sollen, über dem ‚Feind‘ Atomraketen abzuwerfen – dient das dem Frieden? 

„Wer den Frieden will, muss den Frieden üben, nicht den Krieg“. Das ist ein Satz, der in Berlin nicht begriffen 

wird. Als der Bundestag 2010 die Regierung aufforderte, die Atomraketen aus Büchel zu entfernen, sagte Frau 

Merkel zu Herrn Obama: Das würde sie nicht tun, auf Deutschland als Nato-Bündnispartner sei Verlass.** Wohin 

das führte, sehen wir jetzt: zu einer schizophrenen Kriegsvorbereitung. Defender (21, 22 etc.) soll jedes Jahr 

stattfi nden, einmal in Europa und einmal über die Pazifi k, Richtung China.  „How dare they?!“ Zu verfolgen auf 

www.german-foreign-policy.com. 

Jan Birk und Gertie Brammer

SDG 16 („Frieden, Gerechtigkeit und Starke Institutionen“) 

ist die Vorbedingung für SDG 13 („Klimaschutz“); eigentlich 

für alle 17 UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung. Eigenartig, 

dass SDG 16 an vorletzter Stelle steht...

*) Grundgesetz: Präambel und Art. 1 und 26.

**) Dieses Gespräch enthüllte Wikileaks.
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WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN

UNTERSTÜTZERKREIS Mehr über die Unterstützer unter: www.friedenssteuer.de

Wir sind Menschen, die es nicht mit ihrem 

Gewissen in Übereinstimmung bringen 

können, Steuern zu zahlen, die für Militär, 

Rüstung und Krieg verwendet werden. Wir 

wollen nicht weniger Steuern zahlen, son-

dern das Recht bekommen, zwischen Mili-

tärsteuer und Zivilsteuer zu wählen. Unse-

re zentrale Erklärung lautet:

„Ich trete für eine gesetzliche Regelung 

ein, nach der niemand gegen sein Ge-

wissen gezwungen werden darf, durch 

Steuern und Abgaben zur Finanzierung 

von Militär und Rüstung beizutragen. 

Stattdessen ist die Verwendung dieser 

Zahlungen für zivile Aufgaben sicherzu-

stellen.“

Wir haben ein Zivilsteuergesetz formuliert. Dazu gibt es zwei fachjuristi-

sche Gutachten (von zwei Uni-Professoren). Auch ein dritter Professor – 

für Öffentliches Recht an der Freie Universität Freiburg – bescheinigte uns 

die Unbedenklichkeit bezüglich der Einführung dieses Zivilsteuergeset-

zes, weil juristisch zu 100 % in Ordnung. Es kommt nur auf den politischen 

Willen an. Mit diesen Texten machen wir Lobbyarbeit bei Bundestagsab-

geordneten. Wir machen Öffentlichkeitsarbeit und führen Militärsteuer- 

Verweigerungsprozesse, bis das Zivilsteuergesetz beschlossen und um-

gesetzt ist.

Schwesterorganisationen in vielen Ländern verfolgen dieses Ziel eben-

falls. Unsere internationale gemeinnützige NRO Conscience and Peace 

Tax International / CPTI mit Sitz in London hat beratenden Status beim 

Wirtschafts- und Sozialrat der UNO (ECOSOC). CPTI hat eine ständige 

Vertretung bei dem UNO-Menschenrechtsrat in Genf.

Wir werben nicht für Vereinsmitgliedschaft und Beitragszahlungen, 

sondern für aktive Mitwirkung auf verschiedenen Ebenen. Für unsere Ar-

beit sind Spenden sehr willkommen.

Jean Ziegler

„Die Arbeit für Frie-

denssteuer ist wichtig 

und hochaktuell, 

ich unterstütze Ihr 

Engagement, denn: 

Ich glaube an den 

Aufstand des Gewis-

sens.“

Biggi und Franz Alt

„Das Ur-Ethos aller Religionen „Du sollst 

nicht töten“ muss erweitert werden durch 

das Recht, das Töten nicht durch Steuern 

finanzieren zu müssen. Ein Zivilsteuerge-

setz ist eine Frage des Gewissens und des 

gesunden Menschenverstandes. Nicht nur 

Schwerter, auch Steuern können wir zu 

Pflugscharen umrüsten.“

Dr. Markus A. Weingardt

„Gewaltlose Konfliktbearbeitung wird 

oft als naiv und weltfremd belächelt, 

Militärpolitik gilt als klug und stark. 

Damit werden enorme Rüstungaus-

gaben und -lieferungen gerechtfer-

tigt. Die Wirklichkeit spricht allerdings 

eine ganz andere Sprache. Wer ist 

hier also weltfremd?!“

Ulrich Duchrow

„Angesichts der Massen-

vernichtungsmittel und der 

obszönen Ausgaben für 

Rüstung, während Men-

schen an Hunger sterben, 

wünsche ich dem Netzwerk 

Friedenssteuer, eine Mas-

senbewegung zu werden.“

Lutz Krügener

„2 % des BIP für den Verteidigungshaus   -

halt hieße zusätzliche Ausgaben von ca.  

25 000 Mio. Euro pro Jahr. Diese Summe für 

Ziviles eingesetzt könnte in unserem Land 

und weit darüber hinaus manche Ungerech-

tigkeit und Umweltzerstörung verhindern. 

Deshalb kann ich mich dem Ziel vom Netz-

werk Friedenssteuer gut anschließen!“

Andreas Zumach

„Ich unterstütze die Schaf-

fung einer Zivilsteuer, damit 

die dringend erforderlichen 

zivilen Instrumente zur 

Bearbeitung von Konflikten 

endlich in ausreichendem 

Umfang finanziert werden 

können.“
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Genau dieses Thema: Szenario „Sicherheit neu den-

ken“ wird bei unserer Jahrestagung am 27. März 2020 

noch einmal von Dr. Dirk Harmsen öffentlich vorgetra-

gen und mit ihm diskutiert. Ort: Buchcafé, Brink 11, 

Bad Hersfeld, Anfang 19 Uhr.

Wir laden kurzentschlossene LeserInnen herz-

lich ein, an dieser Veranstaltung teilzunehmen und 

gerne auch bei der darauf folgenden Jahrestagung 

dabei zu bleiben. Bitte Söhne, Töchter und große En-

kelInnen mitbringen – wir brauchen dringend Nach-

wuchs!

Letzte Nachricht: LEIDER muss die Jahrestagung 

wegen Coronavirus VERSCHOBEN werden. 

Neues Datum noch nicht bekannt.

Szenario „Sicherheit neu denken“

Unser Netzwerk hatte eingeladen zum Vortrag von Ralf Becker, Projektkoordinator der Ev. Landeskirche Baden, über die-

ses Thema. Die Veranstaltung fand am 10. Dez. 2019 im Saal des Eine-Welt-Hauses in München statt. Es waren ca. 60 In-

teressierte aus der Münchener Friedensbewegung gekommen. Zur Einführung haben Ulla Klotz und ich kurz die Friedens-

steuer vorgestellt, mit unserem Zivilsteuergesetz als Schwerpunkt. Das Zivilsteuergesetz hat Michael Held, damals Mitglied 

der AG „Sicherheit neu denken“, in das Szenario eingebracht. Wir hatten ein aufmerksames, interessiertes Publikum.

Das Konzept, das Ralf Becker in seinem rund einstündigen Vortrag präsentierte, war ja schon Thema in den Friedens-

steuer Nachrichten vom Juli 2018 und wird das Hauptthema auf der Internationalen Friedenskonferenz in München im 

Februar 2020 sein (daraus ist dann leider nichts geworden, s. Seite 10 – die Redaktion).

In diesem positiven Szenario der politischen Entwicklung erlässt die Bundesregierung  2023 – in Erfüllung des im Art. 4 

(1) GG garantierten Gewissensschutzes – eine Verordnung, der zufolge kein Steuerzahler gegen sein Gewissen gezwun-

gen werden darf, Rüstung und Militär mitzufinanzieren. Menschen nehmen dieses Recht in Anspruch; Parteien beginnen, 

den Rückbau der Bundeswehr in ihr Wahlprogramm aufzunehmen. 2025 beschließt der Bundestag den Umstieg Deutsch-

lands zur zivilen Sicherheitspolitik, 2026 verhandeln die EU und Russland über eine gemeinsame Wirtschaftszone, 2035 

wird die Bundeswehr in einen zivilen Teil des Technischen Hilfswerks umgewandelt. Und 2040 gibt es dann in Deutsch-

land eine ausschließlich zivile Sicherheitspolitik. Die Entwicklung stützt sich auf fünf Säulen: Gerechte Außenbezie-

hungen, Nachhaltige Entwicklung der EU-Anrainerstaaten, Teilhabe aller Akteure an der internationalen Sicherheitsarchi-

tektur, starke Demokratie und schließlich Konversion von Bundeswehr und Rüstungsindustrie. Wir halten das Konzept für 

realisierbar; es will mehrheitsfähig werden. Aus dem Publikum hinterfragten unterschiedlichste Stimmen die Idee, wurden 

aufmerksam gehört und bekamen klare Antworten. So wurde etwa dem Einwand, dass man mit Kriegstreibern nicht reden 

könne, durch den Hinweis auf die Notwendigkeit, unterschiedliche Sichtweisen ohne einzuknicken auszuhalten, als einer 

wesentlichen Haltung gewaltfreier Sicherheitspolitik begegnet.

Frieden ist Arbeit. Wir entscheiden heute für die Zukunft – über Militarisierung oder

Zivilisierung unserer Sicherheitspolitik.
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Bericht von Katharina Rottmayr-Czerny

Genau dieses Thema: Szenario „Sicherheit neu den-

ken“ wird bei unserer Jahrestagung am 27. März 2020 

noch einmal von Dr. Dirk Harmsen öffentlich vorgetra-

gen und mit ihm diskutiert. Ort: Buchcafé, Brink 11, 

Bad Hersfeld, Anfang 19 Uhr.

Wir laden kurzentschlossene LeserInnen herz-

lich ein, an dieser Veranstaltung teilzunehmen und 

gerne auch bei der darauf folgenden Jahrestagung 

dabei zu bleiben. Bitte Söhne, Töchter und große En-

kelInnen mitbringen – wir brauchen dringend Nach-

wuchs!

Letzte Nachricht: LEIDER muss die Jahrestagung 

wegen Coronavirus VERSCHOBEN werden. 

Neues Datum noch nicht bekannt.
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Steuern zu Pflugscharen

Am diesjährigen Kirchentag in Dortmund sollen 110.000 

Menschen teilgenommen haben, und tatsächlich waren 

die Massen an Menschen zuweilen unüberschaubar.

Mit Standdienst wechselten sich Brunhilde Stoetzner, 

Gertrud Nehls, Hannelore Morgenstern, Lina Hoffmann, 

Susanne Großmann, Albert Blattmann, Herbert Kühnle, 

Robert Antoch und Wolfgang Steuer ab, sprachen durch 

den Flur schlendernde Menschen an und luden sie zu In-

formation und Unterschrift unserer Erklärung am Stand 

ein. Unser Arbeitsthema lautete: „Zeitzeugen“ geben 

Zeugnis ihres Einsatzes für eine zivile Steuerverwendung.

139 BesucherInnen – teils recht interessiert – unter-

schrieben; 14 von ihnen mit Interesse an Info-Material. Ei-

gene Erfahrungen mit Anträgen an Finanzämter, Gerichts-

verfahren bis hin zu Verfassungsbeschwerden wurden 

gelegentlich erfragt, dann gerne mitgeteilt. Doch nahmen 

sich nur vereinzelte Besucher die Zeit, länger zu verweilen 

– bei dem immensen Angebot an Ständen, Initiativen und 

Veranstaltungen kein Wunder. Wir hatten immerhin den 

Eindruck, dass unser Anliegen einer zivilen Steuerverwen-

dung von den Besuchern verstanden wurde.

Ein besonderer Besucher war der frühere Rhein-

land-Pfälzische Ministerpräsident Kurt Beck (SPD), dem 

wir unser Anliegen einer Steuerverweigerung aus Gewis-

sensgründen und das Ziel einer Zivilsteuer erläuterten. 

Doch wer bei der Truppe in Mali und Afghanistan war und 

deshalb vehement hinter dem Militär und dessen Einsät-

zen steht, kann wohl unsere Haltung nicht nachvollziehen.

Wie schon beim Kirchentag in Stuttgart luden wir 

Standbesucher auch ein, eine vorgedruckte Karte mit der 

Aufforderung, eine Zivilsteuerregelung zu unterstützen, an 

die Synode ihrer Landeskirche zu schicken. Etwa 50 – 60 

Karten kamen so in Umlauf.

Natürlich trifft man beim Kirchentag auch viele alte 

und neue Freunde. Unser Gegenüber auf dem Markt der 

Möglichkeiten war der Stand der Akademie Solidarische 

Ökonomie. Wir hatten zu unserer Jahrestagung 2015 als 

Referenten Klaus Simon von dieser Gruppe eingeladen, 

der uns wichtige Einsichten zur Struktur des Kapitalismus 

und zu den globalen Geldströmen mit teils zerstörerischen 

Kräften gab. Sein Kollege Norbert Bernholt sprach mir ge-

genüber eine Einladung zu besserer Vernetzung mit der 

Akademie Solidarische Ökonomie aus.

Als sehr angenehm empfand ich die gut vorbereitete 

Zusammenarbeit und das Miteinander in unserer Grup-

pe. Auch die lebendige Atmosphäre auf dem Kirchen-

tagsgelände und in der Stadt Dortmund (von Bewohnern 

und Polizei als völlig ungewohnt friedlich im Gegensatz zu 

BVB-Spieltagen empfunden) und das warme Wetter haben 

zur guten Laune beigetragen.

Genügend Mitarbeitende vorausgesetzt, sollten wir mu-

tig unsere Präsenz auf dem nächsten Kirchentag in Frank-

furt 2021 planen!   

Wolfgang Steuer

Bericht von unserem Stand beim Evang. Kirchentag 2019 in Dortmund

Konrad Borst, Dolmetscher bei vielen unserer Interna-

tionalen Konferenzen und CPTI, hat sich mit Begeisterung 

mit dem Szenario Sicherheit neu denken beschäftigt. Er 

berichtete uns:

„Habe eben im Plenarsaal des Bundestages erfahren, dass 

alle Parteien den von der Badischen Landeskirche ange-

kündigten Militärausstieg Deutschlands vorziehen werden. 

Ich hatte mich dafür eingesetzt. 

Bin dem Bundesadler voller Freude herzlich in den Arm / 

Flügel gefallen, doch der hat mich in meinen linken Arm 

gebissen. Er fühlte sich in Bonn abgehängt und nun auch 

noch der Verlust des Militärs... das war ihm zu viel. Ist halt 

ein Raubvogel.“

Konrad Borst
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Von links: Elu Iskenius, Susanne Großmann, Herbert 

Römpp, Brigitte Janus, Ariane Dettloff.

Am 25. September 2019 fand der Berufungsprozess von 

Katja Tempel, Elu Iskenius, David Haase und Karin Well-

hörner vor dem Landgericht Koblenz statt. Alle vier waren 

gut vorbereitet.

Die Staatsanwältin fiel auf durch unangebracht negati-

ve Äußerungen, die Vorverurteilung vermuten ließen. Die 

junge Richterin gab sich recht offen und hörte sich die 

Einlassungen mit Interesse und Wertschätzung an. Die 

beiden Schöffen zeigten keine Regungen und stellten kei-

ne Fragen. Anschließend sprach die Rechtsberaterin der 

Gruppe, Holger Isabelle Jänicke. Es wurden Beweisan-

träge gestellt, die von der Staatsanwältin alle sofort vom 

Tisch gewischt wurden. Richterin und Schöffen zogen sich 

daraufhin eine ganze Stunde zur Beratung zurück. Das 

Ergebnis: Ebenfalls Ablehnung aller Beweisanträge. Auch 

die Schlussworte konnten, obwohl sehr gut, das Gericht 

offensichtlich nicht überzeugen. Nach 7 Stunden (!) dann 

endlich das mündliche Urteil: 

• für die beiden Studenten wurden die Geldstrafen ein-

kommensbedingt etwas heruntergesetzt;

• die Geldstrafen der beiden ‚alten Hasen‘ blieben, wie 

vom Amtsgericht festgelegt;

• die Vier haben sofort Revision beantragt beim Oberlan-

desgericht Münster. Die Begründung liest sich für mich 

so, als habe das Amtsgericht über die volle Breite kläg-

lich versagt.

Am 4. Februar d. J. standen vor dem gleichen Landgericht: 

Brigitte Janus und Susanne Großmann (beide bei Netz-

werk Friedenssteuer & Pax Christi, Brigitte außerdem bei 

IPPNW/Physicians for the Prevention of Nueclear War), 

Ariane Dettloff (DFG-VK & Quäker), Herbert Römpp (Dia-

kon, FFE /Forum Friedensethik, Ev. Kirche Baden) und zum 

2. Mal: Elu Iskenius (IPPNW).

Diese Fünfergruppe nennt sich Die widerständigen Al-

ten, da sie alle RentnerInnen sind. Sie waren im Juli 2018 

gemeinsam auf das Rollfeld gegangen und standen schon 

im Dezember 2018 zusammen vor dem Amtsgericht Co-

chem. Dort wurden sie zu Geldstrafen verurteilt, wie schon 

in den Friedenssteuer Nachrichten Nr. 57 berichtet. Alle 

legten Berufung ein.

Dann haben sie ihre Einlassungen aus dem Amtsge-

richtsprozess noch getoppt – wer sie lesen möchte, dem 

schicke ich sie gerne zu; Lektüre sehr empfehlenswert! 

Die Gruppe hat damit Richterin, Staatsanwalt und Schöf-

fen einen rundum gelungenen Unterrichtstag geschenkt. 

Es ging nicht nur um juristisch-politische Aspekte; auch 

psychologische, ethische und religiöse Sichtweisen in Be-

zug auf das Thema ‚Massenvernichtungswaffen‘ und ‚ZU‘ 

(ziviler Ungehorsam) kamen zum Tragen. 

Es wurden auch wieder Beweisanträge gestellt, zu de-

nen folgende Zeugen kommen würden:

• Prof. Dr. Andreas Fisahn, Uni Bielefeld  (uns wohlbe-

kannt: Er hat das Gutachten zur  Vereinbarkeit unseres 

Zivilsteuergesetzes mit dem Grundgesetz erstellt) zum 

Widerstandsrecht und ZU als legitimen Mitteln politi-

scher Intervention.

• Ein Video-Interview mit Daniel Ellsberg: „Geständnisse 

eines Atomkriegplaners“.

• Prof. Dr. rer. nat. Karl Hans Bläsius (Lehrer Hochschule 

Trier) zum Thema „Atomkrieg aus Versehen“.

• Völkerrechtler Norbert Paech zum Thema „Völker-

rechtswidrigkeit der nuklearen Teilhabe“; mit Verweis 

auf den Nichtverbreitungsvertrag, den Deutschland un-

terschrieben hat.

Der Staatsanwalt war erwartungsgemäß dagegen, aber 

eine Entscheidung wurde nicht getroffen, denn die regu-

läre Arbeitszeit der Beamten war um... Am 19. 02. sollte es 

weitergehen.

Und so ging es weiter:

Sämtliche Beweisanträge wurden nun auch von Richterin 

und Schöffen abgelehnt! Eine Aussage dazu von der Rich-

terin: Die Argumente aller Beweisanträge seien in der Sache 

‚unbedeutend‘; das heißt wohl, dass alles, was auf dem Flie-

gerhorst passiert, für sie ebenfalls unbedeutend ist?

Nach dieser Enttäuschung folgten die Schlussworte der 

Angeklagten. Ich kann hier nur die wichtigsten Punkte brin-

gen (Hervorhebung von mir), empfehle aber auch hier das 

Lesen der Texte im Ganzen.

Herbert Römpp: „(...mich beschäftigen) der Verlust an 

Wahrhaftigkeit und Transparenz unserer politischen 

Entscheidungsträger und staatlichen Organe.“ Ohne 

diese beiden könne ein Rechtsstaat nicht Rechtsstaat blei-

ben. „Wie können bis heute politische Amtsträger im Au-

ßen- und Verteidigungsministerium (…) von ‚angeblich‘ oder 

‚möglicherweise‘ in Büchel vorhandenen Atombomben 

reden, nachdem der Bundestag mit allen Parteien bereits 

2010 die Regierung aufgefordert hatte, diese illegalen Mas-

Bericht über die Büchelprozesse
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senvernichtungswaffen aus Deutschland abzuschaffen?“

Und: „Welcher ist der Stellenwert des Gewissens in Kor-

respondenz zur formalen Rechtsetzung? Man entwickelt und 

besitzt keine Massenvernichtungswaffen um weltweit wahl-

los Menschen umzubringen. Punkt.“ Wie könne man nach 

zwei Weltkriegen alles wieder vergessen und Massenvernich-

tungswaffen vor der Öffentlichkeit nicht nur regierungsamt-

lich geheimhalten, sondern auch noch mit unseren Steuer-

mitteln tötungseffektiver aufrüsten? Stehen Regierung und 

politische Aufrüstungsbefürworter über dem Gesetz?

Susanne Großmann: „Alle erforderlichen Instanzen in den 

USA und in Deutschland sind durch demokratisch zustan-

de gekommene Wahlen und Verfahren zum Atomschlag 

ermächtigt. Und auch, wenn der größte 

Teil der Bevölkerung der Nordhalbkugel 

dabei ums Leben käme, könnte unsere 

Rechtsprechung das als gesetzeskonform 

rechtfertigen und jeden Widerstand dage-

gen bestrafen. Darum bitte ich Sie, (u. a.) 

Folgendes anzuerkennen: 

• dass Strafen wegen Hausfriedensbruch einen Atom-

krieg wahrscheinlicher machen, wenn sich Menschen 

durch Strafen abhalten lassen vom Widerstand gegen 

stationierte Atomwaffen;

• dass es darum für mich keine andere Wahl gibt, als 

durch gewaltfreien Zivilen Ungehorsam dazu beizutra-

gen, dass die Nordhalbkugel vor millionenfachem Tod 

und milliardenfacher Schädigung des Lebens geschützt 

wird. Eine „juristische Notbremse“ in Form der Aner-

kennung von rechtfertigender Notwehr oder Notstand 

ist aus meiner Sicht die einzige Chance, um einen deut-

schen Atomschlag zu verhindern, solange nicht bewie-

sen ist, dass die Rechtsprechung, die das Leben und 

die körperliche Unversehrtheit der Bürger*innen schüt-

zen soll, tatsächlich diese Zwecke garantiert;

• dass es jetzt eine weitsichtige Rechtsprechung braucht, 

die diese außerordentlichen Gefahren rechtzeitig besei-

tigen hilft und die bisherige Praxis der Bestrafung von 

Go-Ins an diesem Atomwaffenstandort überprüft.“

Brigitte Janus: „Wir sind MahnerInnen und Unheilsver-

künderInnen.  Das war schon immer eine unbequeme und 

undankbare Aufgabe. Wir haben den zivilen Ungehorsam 

gewählt, über den der amerikanische Historiker und Politik-

wissenschaftler Howard Zinn (gest. 2010 ) folgendes schreibt:

Ziviler Ungehorsam ist nicht unser Problem.

Unser Problem ist der zivile Gehorsam. Unser Problem  

ist die große Anzahl von Menschen auf der ganzen Welt,  

die den Befehlen der Herrschenden folgen... und Millionen 

Menschen werden aufgrund dieses Gehorsams getötet.

Unser Problem ist, dass Menschen überall in der Welt an-

gesichts von Armut, Hunger und Dummheit, Grausamkeit 

und Krieg gehorchen (…).

Das ist unser Problem!

In Verantwortung für unsere Nachkommen, für das Leben auf 

diesem Planeten, nehmen wir in Kauf, bestraft zu werden.“ 

Elu Iskenius: „Abzuwägen ist: Wiegt dieser Hausfrie-

densbruch (wo es kein Haus und keinen Frieden gibt), der 

niemand geschadet hat, noch jemand verletzt hat, schwe-

rer als die Verletzung von Grundrechten und Völker-

recht, wie wir ausführlich gehört haben?“

Ariane Dettloff: „Sie, Frau von den Bosch, und Sie, ge-

ehrte SchöffInnen, haben heute die Chance, uns bei  

unserem Versuch, das Recht gerechter zu gestalten, 

zu unterstützen, indem Sie uns entweder freisprechen 

oder unser Anliegen an das Bundesverfassungsge-

richt weiterleiten.“     

Im durchgehend negativen Plädoyer des Staatsanwalts 

fand sich eine für mich, juristische Laiin, höchst merkwür-

dige Aussage: Beim Anliegen der Angeklagten handele es 

sich um hoheitliche Aufgaben. Die Argumente der An-

geklagten als Einzelpersonen seien deshalb irrelevant 

und könnten deswegen auch nicht Gegenstand der 

Verhandlung sein. Dann wäre der Prozess von vornherein 

gegenstandslos gewesen?

Unmittelbar nach diesem Plädoyer gab die Richterin 

den Angeklagten die Chance, nach alldem noch ein letztes 

Wort zu sagen. Da bat Herbert darum, folgenden Satz ins 

Protokoll aufzunehmen: „Wenn in unserem Land die zi-

tierte Unwahrhaftigkeit unserer politischen Entschei-

dungsträger und der Völkerrechtsbruch unserer Re-

gierung so bleiben, dann empfinde ich das nach dem 

Zivilisationsbruch der beiden Weltkriege und dem Ju-

denmord in unserem Land als vermeidbare Schritte in 

eine erneute emotionale Verwahrlosung.“

Dr. Dirk Harmsen (FFE) schrieb an Herbert nachher:                                               

„...habe ich den Eindruck, dass die Richterin sich schlicht 

überfordert fühlte für den Fall, dass sie Eure vorgetragenen 

Gedanken und Anträge akzeptierten würde. Deshalb hat 

sie sich den Weg aus einer ihr mental drohenden Schlinge 

von vornherein zurechtgelegt, nichts, aber auch garnichts 

Anderes wahrnehmen zu wollen als nur den Anklagepunkt 

‚Hausfriedensbruch‘.“

Tja, und das Urteil: Die Bestätigung der Geldstrafen des 

Amtsgerichts Cochem. Kleiner Trost: Elu Iskenius muss „nur“ 

30 Tagessätze zahlen statt der 60, welche „Cochem“ ihm als 

Wiederholungstäter aufgebrummt hatte. Da sein erster Durch-

gang (s. o.) noch nicht beendet ist (Revision läuft), gilt die ers-

te Geldstrafe noch nicht; darf also nicht verdoppelt werden. 

Brigitte Janus bekam eine Strafgeldminderung um ein Drittel. 

Auch so noch hoch genug! Auch diese Fünf haben sofort Re-

vision beantragt. Daran arbeitet nun ein Rechtsanwalt.

Unser Ziel: Das Bundesverfassungsgericht. 

WIRD VERFOLGT! Am 3. Juni 2020:

Da steht die Picknick-Gruppe vor dem Amtsgericht Co-

chem: Gerd Büntzly, Klaus-Dieter Burkhardt, Brigitte Ja-

nus, Dieter Reckers und Günter Wimmer. Diese Fünf haben 

zwischen den beiden Zäunen um dem Fliegerhorst fried-
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lich gefrühstückt.

Wird verfolgt am 24. Juni 2020: Da folgt der Prozess 

vor dem Amtsgericht Cochem gegen die Go-In-Gruppe: 

Jan Birk, Gertie Brammer, Ariane Dettloff, Malte Fröhlich, 

Ruben Gradl, Brigitte Hornstein, Holger Isabelle Jänicke, 

Ria Makein, Linh Thuy und Lies Welker. Da wird es wohl 

nicht in einem Tag klappen – wir rechnen mit zwei Verhand-

lungstagen.

UnterstützerInnen sind uns bei den Prozessen im Ge-

richtsgebäude herzlich willkommen; wir haben einen grö-

ßeren Saal beantragt, wo 10 Angeklagten und entspre-

chend mehr Unterstützer Platz haben können!

Zwischen diesen beiden Prozessterminen findet am 6. 

Juni vor dem Tor des Fliegerhorsts in Büchel der 3. kirchli-

che Aktionstag statt. Die Predigt wird gehalten von Annette 

Kurschus, Stellvertr. Ratsvorsitzende der EKD und Präses der 

Evangelischen Kirche in Westfalen. Wer im Bus ab Nürnberg 

mitfahren will, melde sich bei Herbert Lang: 09151-822527 

(https://KirchenGegenAtomwaffen.wordpress.com).  

Wer mag, kann auf der „Friedenswiese“ am Kreisel im Zelt 

übernachten (Zelt mitbringen). In der Umgebung sind eini-

ge Gasthäuser.

       

Wer uns bei den Gerichtskosten unterstützen mag, 

kann auf folgendes Konto spenden:

Uwe Lutz-Scholten, DE64 5235 0005 0000 7696 87 

Stichwort „Büchelaktionen“.

Gertie Brammer

Lebenslaute-Woche und Aktionskonzert 
in Mecklenburg

Diesen Sommer hatte Lebenslaute zu Musikproben und 

Vorbereitungen nach Alt Jabel im westlichen Zipfel Meck-

lenburgs eingeladen. Gut geübt gaben ca. 90 MusikerInnen 

und SängerInnen zunächst am 16. 08. ein Konzert vor der 

Staatskanzlei in Schwerin – klassische Musik mit Chorsätzen 

von Schütz, Bach, Liedern aus Afghanistan, Aserbaidschan 

und Tanzania sowie einem sehr eindrucksvollen slawischen 

Tanz von Dvoràk. Ca. 80 Zuhörer und etliche Passanten ge-

nossen das Konzert in ungewöhnlicher Umgebung.

Am folgenden Tag ließen es sich die Lebenslautler nicht 

nehmen, im Erstaufnahmelager Horst, im Wald am Elbufer 

gegenüber Lauenburg gelegen, vor Flüchtlingen aufzutre-

ten. Es galt, den Menschen im Lager Kultur zu präsentieren 

und gleichzeitig Solidarität zu zeigen. Zwischen den Lie-

dern und Chorsätzen wurde über Lautsprecher eine Erklä-

rung unseres Auftretens in 6 Sprachen verlesen, nämlich 

Kritik an der Isolation der Bewohner im Lager Horst, das 

einem Ankerzentrum entspricht, an stark eingeschränkten 

Möglichkeiten für medizinische Behandlung, Rechtsbera-

tung und Schulunterricht sowie erschwertem Zugang zu 

Kontakten mit der Bevölkerung im Umkreis. „Lager Horst 

schließen!“ war unsere Forderung. Beim Slawischen Tanz 

von Dvoràk tanzten einige der Lebenslautler; immer mehr 

Geflüchtete schlossen sich an.

Hineingekommen waren wir durch eine Lücke im Zaun; 

wir durften das Konzert mit Genehmigung der Lagerleitung 

bis zum Ende weiterführen. Nach dem Verlassen durchs 

Haupttor kam die Überraschung für uns: Polizisten hatten 

die geparkten Autos blockiert und forderten uns auf, un-

sere Personalien abzugeben. Eine Anzeige wegen „Haus-

friedensbruchs“ sei eingegangen, da das Konzert auf dem 

Gelände von Horst nicht genehmigt worden war. Schade, 

denn die Respektierung der Menschenwürde und beson-

deren Situation von Geflüchteten sollte eine gewaltfreie 

Regelüberschreitung zulassen können.

Am folgenden Tag gab Lebenslaute das angekündigte 

und genehmigte Konzert vor dem Tor der Einrichtung, von 

Gästen aus dem Lager und aus der Umgebung gerne ange-

nommen. 

Ende August hat eine regionale Lebenslaute-Gruppe von 

10 Personen ein Konzert vor Rheinmetall in Stockach, genau-

er: vor der Hauptzufahrt, gegeben. Dies war ein Beitrag zur 

bundesweiten Aktion gegen die Rüstungsexporte dieser Waf-

fenschmiede, die bekanntlich Munition an Saudi-Arabien lie-

fert – gegen Menschen und Häuser im Jemen und anderswo.

Wolfgang Steuer, Lebenslaute-Sänger

Weitere Informationen und Fotos auf 

www.lebenslaute.net > Sommeraktionen > 2019

August 2019
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Bericht vom Arbeitstreffen in Göttingen
11. – 13.10.2019

Ganz am Anfang wurden wir mit einer Situation konfron-

tiert, die immer, an vielen Orten, wieder auftritt und die uns 

mit der Nase auf die Wichtigkeit unseres Anliegens drück-

te: Es gab in Göttingen Alarm wegen Entschärfung einer 

Bombe aus dem Zweiten Weltkrieg! Kurz nachher gab es 

dann wieder Entwarnung, aber erst einmal mussten die 

nötigen Maßnahmen getroffen werden.

Den Freitagabend verbrachten wir im Gedenken an Else 

Tonke, die uns allen sehr fehlt; siehe Seite 11. Sie war nicht 

nur irgendeine Mitwirkende...

Am Samstag hatten wir folgende Themen:

• Vorbereitung der CPTI-Konferenz in Schottland (Ergeb-

nis hier unten).

• Anregungen zu weiterer Lobbyarbeit bei Orts- und 

Kreisverbände der Parteien, bei MdB und Kirchen, s. 

aktualisierten Musterbrief im Internet (Startseite > 

aktiv werden > downloads > Lobbyarbeit). Die Erfah-

rung bei den Politikern lehrt, dass man am Besten lange 

vor dem nächsten Wahlkampf (2021) an der Parteibasis 

beginnt, damit unser Anliegen bis dahin durch die Par-

tei-Ebenen schon gelaufen ist.

• Die Aufnahme des Impulses der Fridays für Future (Er-

gebnis: beigelegtes Positionspapier).

• Überarbeitung der Drucksachen für unsere Öffentlich-

keitsarbeit (s. Seite 19).

• Intensivere Vernetzung mit der Münchener Friedens-

konferenz (s. Seite 10).

Bericht von der

Internationalen
Konferenz „Paying for Peace, not for War“
28.11.– 01.12.2019 in Edinburgh, Schottland

Wir treffen am Donnerstag als kleine deutsche Delega tion 

ein: Jan Birk, Dietmar Czerny, Hannelore Morgenstern. Die 

Tagung findet in den Räumen der Quäker unterhalb der 

Festung von Edinburgh statt. Nach der Begrüßung beginnt 

das Team von Conscience Taxes for Peace not War, Lon-

don, als Organisator der Tagung mit einem Original-Du-

delsackspieler stimmungsvoll die Veranstaltung. Brian 

Larkin, der Koordinator des Peace-and-Justice-Centre 

eröffnet mit einer herzlichen Begrüßung in Edinburgh. Sein 

eindrucksvoller Vortrag stellt dar, dass die Stadt 37 Kriegs-

denkmäler hat, aber kein einziges Friedensdenkmal. War-

um setzt man dem Krieg ein Denkmal? Diese Denkweise 

könnte doch deutlich verbessert werden. Der Ansatz für 

ein Opposing-War-Memorial wird von vielen Organisa-

tionen und der schottischen Regierung unterstützt.

Die Künstlerin Kate Ive stellt ihre Idee dazu vor: Ein 

bronzener Friedensbaum. Die berührende Vorgeschichte 

dazu: Im April 1916 gab es in London eine Versammlung 

des No-Conscription-Fellowship (Unterstützer der Kriegs-

dienstverweigerer). Der aggressive Mob außerhalb des 

Saals war bereit, mit Gewalt das Treffen zu unterbrechen. 

Aus Sorge und um den Mob nicht zu reizen, bat der Vor-

sitzende die 2000 Anwesenden, ihre Unterstützung nicht 

durch Klatschen, sondern durch das Schwenken ihrer Ta-

Am Sonntag ging es um den Haushaltsplan 2020 

und unsere Bitte um Hilfe.

Zum ersten Mal bereiten uns unsere Finanzen Sor-

gen. Mehrere Unterstützer haben wir altersbedingt 

verloren, und uns fehlt genügend jüngerer Nachwuchs. 

Das gilt nicht nur für die Aktivitäten, sondern auch für 

die Finanzen. Dies ist bei vielen Friedensgruppen ein 

Problem. Für die Friedenssteuer Nachrichten dürfen 

wir kein Abo-Geld verlangen. Bleiben nur zwei Mög-

lichkeiten:

•  Um Spenden für die Öffentlichkeitsarbeit bitten 

(Spendenquittungen werden erstellt) und:

•  Beim Versand der Hefte Material und Porto spa-

ren. Das ist gut möglich, wenn Sie das Heft nur als 

E-Mail-Anhang bekämen oder online lesen würden. 

Wenn Sie eine E-Mail-Version wünschen, brauchen 

wir Ihre E-Mail-Adresse. Wer die Hefte weiterhin lie-

ber per Papierpost erhalten möchte, bekommt sie 

natürlich auch.              

Ein Heft kostet uns ca. 2,50 E, inkl. Beilagen. Wir ver-

schicken ca. 1.000 Exemplare ► 2.500 E, in manchen 

Jahren 2x ► 5.000 E.    

Bitte überlegen Sie sich, ob Sie uns da etwas unter 

die Arme greifen mögen. Vielen Dank!

8 Fr iedenssteuer NACHRICHTEN |  Nr.  58 |  März 2020



Von links: Robin Brooks, Dietmar Czerna, Jan Birk.

schentücher auszudrücken. Niemand der Anwesenden soll 

je das besondere Geräusch der flatternden Handkerchiefs 

vergessen haben. In diesem Gedenken soll der Friedens-

baum mit vielen Stofftaschentüchern geschmückt und als 

Friedensmonument aufgestellt werden. Die umgebende 

Granit-Sitzbank erinnert an den Steinbruch, in dem die 

Verweigerer im Ersten Weltkrieg arbeiten mussten. 

(www.opposingwar.scot)

Am Freitag werden die Länderberichte vorgetragen von 

VertreterInnen aus

• Deutschland (Netzwerk Friedenssteuer): Jan Birk und 

Hannelore Morgenstern, die auch das „Szenario Sicher-

heit neu denken“ der Ev. Kirche in Baden vorstellt;

• USA (NWTRCC): Erica Leigh;

• Schweiz: Christophe Barbey, unser UN-Delegierter mit 

Bericht über seine Arbeit für den UN-Menschenrechts-

rat;  

• Großbritannien (Conscience UK): Jonathan Mounders;

• aus Russland und Kanada gibt es Videobotschaften.

Der Tenor aller Berichte ist leider ähnlich: es gibt wenig 

Aktivisten, und neue Interessierte lassen sich für das Frie-

denssteuerthema schwer begeistern. Ideen zur Verbesse-

rung sollen in einem Workshop entwickelt werden.

Am Freitagabend findet in der benachbarten St. Co-

lumba’s Hall für die Konferenzteilnehmer und Gäste ein 

Ceididh Evening with music, preformance and supper 

statt. Die Band spielt Folk-Music und animiert die Konfe-

renz-Leute auch zum Tanz. Das feine Dinner haben für uns 

unsichtbare Menschen zubereitet und ins Haus gebracht. 

Nur ein Beispiel für die Herzlichkeit und Gastfreundschaft, 

mit der man uns begegnet.

Der Samstag beginnt mit der CPTI-Mitgliederversamm-

lung: Formalien wie Vorstands- und Mitglieder-Check, 

letztes Protokoll freigeben, Vorstands- und Kassenbericht 

sowie der nächste Finanzplan werden erledigt.  Schließlich 

erfolgt noch die Vorstandswahl: endgültiger Rücktritt des 

Vorsitzenden Dietmar Czerny; Robin Brookes /UK rotiert 

und wird wiedergewählt; Anne McCullagh D‘Lyske /Schott-

land ist zur Mitarbeit im Vorstand bereit und wird gewählt.                                                                                                                            

Die nächste Internationale Konferenz ist für 2021 geplant. 

Der Tagungsort wird gesucht in der Reihenfolge: Genf, 

USA, UK. Falls das nicht gelingt und sich kein Organisator 

findet: Dann gibt es eine kleine Konferenz mit Mitglieder-

versammlung in Deutschland oder UK. 

Ergebnisse der Edinburgher Konferenz:

• 2022 erfolgt die Deutschland-UPR (Universelle Periodi-

sche Überprüfung) im Menschenrechtsrat. Christophe 

Barbey kann sich vorstellen, dass mehrere NRO sich 

positiv zum Zivilsteuergesetz äußern. Das könnten sein: 

Kirche(n), Pax Christi, Bund für Soziale Verteidigung /

BSV, Versöhnungsbund / VB oder andere interessierte 

Organisationen so wie CPTI. Diese werden wir anspre-

chen, besonders BSV und VB, wo wir Mitglied sind.

• Man könnte Gegenstände mit Botschaft etc. anbieten, 

bzw. Infos zum Verkauf anbieten, z. B. eine Cola-Fla-

sche mit Infos über den Steueranteil für das Militär.*

• Lernen von ICAN; diese Kooperation war erfolgreich. 

CPTI war schon mal auf dem Weg, ebenfalls eine breit 

aufgestellte internationale Bewegung zu werden. Wie 

kommen wir dorthin zurück?

• Kooperieren mit Fridays for Future, die sich auch weiter-

entwickeln werden.**

• Eine Aktion mit der Einkommensteuer-Erklärung verbin-

den im Sinne von Wenn unser Steuergeld weiterhin in 

Militär /Krieg geht, dann streiken wir.

• Das CPTI-Bulletin soll unbedingt wieder herausgege-

ben werden und die Webseite von CPTI braucht drin-

gend Auffrischung – und das nötige Geld dafür.  

 

Die Konferenz endet mit dem Dank an den scheidenden 

CPTI-Vorstand und die britischen Organisatoren der Kon-

ferenz.

If we want peace we have to pay for peace!

Konferenz-Nachprogramm: Am Sonntag besucht eine 

kleine Konferenzgruppe die Basis der Royal Navy Fasla-

ne-on-Clyde, wo atomgetriebene U-Boote liegen, die mit 

Interkontinentalraketen der Trident-Klasse bestückt wer-

den können. 

Dietmar Czerny & Hannelore Morgenstern

*   Ähnliches haben wir schon – s. Leporello auf S. 19.  
Ausdehnen auf Gegenstände? Wir überlegen.

** Das passiert in einigen Orten schon; die jungen Leute fragen 
schon selber an, ob wir mitmachen wollen mit unseren Friedens-
themen. Das wird gut! Siehe Seite 1 und den ebenfalls beigeleg-
ten Handzettel.
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Münchener Friedenskonferenz / IMFK 2020

Die IMFK wollte in diesem Jahr die bundesweite Kampag-

ne „Sicherheit neu denken“ vorstellen.  Unser Trägerkreis 

hat sich sehr darauf gefreut, diesem Anliegen im Alten Rat-

haus eine prominente Bühne geben zu können. Doch es 

kam anders.

Wie in jedem Jahr haben wir im Büro des Münchener 

Oberbürgermeisters um ein Grußwort nachgefragt. Sein 

Büro hat geantwortet: „Wenn Sie damit einverstanden 

sind, wird in Vertretung des Herrn Oberbürgermeisters 

Herr Stadtrat Marian Offman an der Veranstaltung teilneh-

men und ein Grußwort sprechen.“  Das hat uns sehr ver-

wundert.  Von Marian Offmann ist bekannt, dass er sich 

mehrfach kritisch zu dem von der Stadt München geför-

derten Eine-Welt-Haus geäußert hat. So z. B. 2012 wegen 

einer Ausstellung zur NATO und 2017 wegen Gruppen, die 

zum israelisch-palästinensischen Konflikt arbeiten. Tho-

mas Rödl (Koordinator der IMFK in Zusammenarbeit mit 

Helmut-Michael-Vogel-Bildungswerk und DFG-VK) wollte 

vermeiden, dass bei unserer Veranstaltung Themen do-

minieren, die nicht Teil des Programms der IMFK sind. In 

einem Anruf beim OB-Büro wurde angefragt, ob nicht eine 

andere Person das Grußwort überbringen könnte, die den 

Anliegen der IMFK näher steht. Ja, dafür war Verständnis 

da und man wollte weitersuchen. Es wurde aber nieman-

den gefunden (u. a. aus Termingründen wegen der Kom-

munalwahl im März). Damit war für uns im Trägerkreis erst 

mal Ruhe, das Grußwort hätte auch ausfallen können – das 

war schon mal so. Aber aus dem OB-Büro wurde Herrn 

Offmann mitgeteilt, er sei „ausgeladen“. Damit ging dieser 

an die Presse und es kam zu einem Artikel in der SZ am 

23. / 24.12.2019, wo er zitiert wurde: „...dass die Veranstal-

ter ausgerechnet den einzigen jüdischen Stadtrat ‚offensiv 

ausladen‘, wenn es um die Friedensthematik gehe, hat für 

ihn durchaus etwas mit Antisemitismus zu tun.“ Ihm liege 

die Vermutung nahe „dass man den Juden Marian Off-

mann einfach nicht als Begrüßungsredner haben wollte.“ 

Thomas Rödl hat im gleichen Artikel diesen Vorwurf zu-

rückgewiesen und das Friedensgebet der Religionen als 

Programmteil der IMFK genannt. Am 4. 1. haben die vom 

Trägerkreis Anwesenden ein Gesprächsangebot an Herrn 

Offmann geschickt, das dieser abgelehnt hat.

Der Konflikt hat weitere bundesweite Presseveröffent-

lichungen und dazu wieder Kommentare ausgelöst. Eine 

Lawine war losgetreten. 

Da aber um die Weihnachtsfeiertage (bis nach dem 6. 1.) 

nicht alle Mitwirkenden vom Trägerkreis immer aktuell in-

formiert und an Entscheidungsprozessen beteiligt sein 

konnten, hatten sich nicht alle mit der „Nichtannahme“ des 

„Grußwortvorschlags Offmann“ befassen können. Das ge-

schah erst bei einem Treffen am 14. Januar. Der Vorsitzen-

de der Projektgruppe MSKv – (Münchner Sicherheitskon-

ferenz verändern) Thomas Mohr und andere sprachen sich 

dafür aus, das angebotene Grußwort durch Herrn Offmann 

doch noch anzunehmen. Dagegen sprach aber das Ge-

fühl Vieler: „Wir haben keine Kapazität, die Friedenskonfe-

renz vorzubereiten und gleichzeitig diesen Konflikt für alle 

zufriedenstellend zu lösen.“ Ein störungsfreier Ablauf der 

IMFK sei nicht mehr zu gewährleisten. So wurde die IMFK 

abgesagt.

Aus dem Umfeld des Trägerkreises und mit Gewaltfrei-

er Kommunikation erfahrenen Menschen wurde dringend 

empfohlen, „Auch kontroverse Stimmen zu Wort kommen 

zu lassen, um dem Ansatz eines kritischen Dialogs zu ent-

sprechen“.

Meiner Meinung nach steht hinter und über allem, wie 

es Thomas Mohr (der auch als Psychoanaytiker arbeitet) 

formuliert hat: Der Schatten eines traumatischen Kon-

flikts. „Dieser Konflikt ist einer der weltweit schwerst-

wiegenden und seit über 70 Jahren ungelöst. Zu seiner 

Vorgeschichte gehört die Judenvernichtung durch Na-

zi-Deutschland. Ängste, Traumata, Vernichtungsgefühle, 

Schuldgefühle und Gefühle der Ausweglosigkeit spielen 

bei den Beteiligten – jüdischen und nicht-jüdischen Deut-

schen, Israelis, Palästinensern, Arabern – eine gewichtige 

Rolle. Die psychologische Weitergabe solcher Gefühle 

über Generationen ist bekannt. Sie kann dazu führen, sich 

jetzt endlich „richtig“ verhalten bzw. auf der „richtigen“ 

Seite stehen zu wollen. Manche wollen nie mehr Opfer 

sein, andere nie wieder schuldig...“

Die Situation ist jetzt so, das Einzelne aus dem Träger-

kreis explizit eine Rücknahme des Antisemitismusvorwurfs 

von Herrn Offmann einfordern und Andere – auch ich – ei-

nen Entschuldigungsbrief an ihn mittragen um – wie oben 

erwähnt – im Dialog zu bleiben. Auch „wir“ stehen jetzt, wie 

viele schon lange, in der Reihe derer, die sich den genann-

ten Vorwürfen ausgesetzt sehen. Für mich ist es wie ein 

Gärtopf. Wenn immer nur der Deckel drauf bleibt – ja, was 

dann??? Es ist dringend an der Zeit, den Deckel zu lüften 

und nachzuschauen. 

Nur das Friedensgebet der Religionen hat, wie ge-

plant, am 9. Februar um 11.30 Uhr im Pfarrsaal St. Anna im 

Lehel, stattgefunden. Juden, Christen, Muslime, Bahàì und 

Buddhisten beteten zusammen für den Frieden.

Weitere Infos: www.friedenskonferenz.info. 

Die alljährliche Internationale Münchener Friedenskonferenz, Alternative zu der gleichzeitig stattfindenden Münche-

ner Sicherheitskonferenz (wo sich internationale Militärs, Rüstungsindustrie und Politik treffen), wurde dieses Jahr 

vom Organisationsteam abgesagt. Warum, wie kam es dazu? 

Ulla Klotz, unsere Vertreterin im Organisationsteam, berichtet:
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Zivilsteuergesetz für Menschen und Klima

Erläuterungen zum Positionspapier des Netzwerk 
Friedenssteuer e. V., das diesem Heft beiliegt

Von deutschem Boden dürfe nie wieder Krieg ausgehen 

– diese Lehre aus den Verbrechen der Vergangenheit war 

das Gebot unserer Nachkriegszeit! Der sicherste und kon-

sequenteste Weg dorthin ist es, erst gar keine Armee mehr 

aufzustellen. Doch ab Ende 1955 wurde die Bundeswehr 

aufgebaut. Das stürzt viele Menschen, insbesondere die 

unseres Netzwerks Friedenssteuer, in ein Gewissensdi-

lemma: In ihrer Wertevorstellung wird nicht nur mit der 

Waffe in der Hand Krieg geführt, sondern auch mit Ihrem 

Steuergeld, das für die Armee und ihren Dienst verwendet 

wird. Deshalb bleibt das Zivilsteuergesetz unser Ziel.

Ganz gleich, wie die Aufgaben einer Armee definiert 

werden – ohne das Alltagsgeschäft mit dem Übungsbe-

trieb funktioniert die Armee nicht. 

Ausgelöst durch die Demonstrationen der Bewegung Fri-

days for Future haben auch wir deshalb nochmals genauer 

auf die Umweltschäden durch die Bundeswehr geschaut. 

Bislang waren wir nicht gänzlich blind dafür und pflegten 

langjährige Beziehungen zur „Freien Heide“ (Kyritz-Rup-

piner Heide, Brandenburg) und zur „Offenen Heide“ (Col-

bitz-Letzlinger Heide, Sachsen Anhalt). 

Bei der Betrachtung haben wir uns auf unsere deutsche 

Armee und deren Umweltschäden in unserem Land be-

schränkt; denn hier leben wir, zahlen wir Steuern – ge-

zwungenermaßen auch zur Finanzierung von Militär, Rüs-

tung und sogar Krieg; hier wollen wir mitverantwortlich 

sein für Frieden und auch Erhalt unseres Landes und der 

Erde.

Zusätzlich zum Positionspapier führen wir hier in einer 

Langfassung die dort knapp vorgetragenen Argumente 

aus. Als militärische Laien stützen wir uns auf die Ausar-

beitung anderer Quellen und zitieren sie, wegen der leich-

teren Lesbarkeit ohne zahllose Anführungszeichen.

Im 2-Jahres-Turnus veröffentlicht das Bundesministe-

rium für Verteidigung und der Bundeswehr (seit 2012) ei-

nen Nachhaltigkeitsbericht; zuletzt im Oktober 2018 (1). 

Vorzeigbare Ergebnisse stellte man den Militärattachés 

beim Aktionstag Nachhaltigkeit dar (14.11.19 Berlin). Der 

Treibhausgas ausstoß betrug in der letzten Zeit ziemlich 

regelmäßig jährlich 1,7 Millionen Tonnen CO
2
 , über andere 

Treibhausgase gibt es keine Angaben. Der Anteil erneuer-

barer Energien betrug zuletzt 18,4% (2). Hinzu kommt der 

Treibstoffverbrauch mit 0,7 Millionen Tonnen CO
2
 (3). Bis 

Bild von Tobias Nordhausen (geändert), via Flickr (CC BY-NC-SA 2.0).

(1) https://www.bmvg.de/de/aktuelles/verteidigungsministerium-veroeffentlicht-nachhaltigkeitsbericht-2018-28376
(2) https://fragdenstaat.de/dokumente/1135/
(3) Bundestagsdrucksache 19/16169, http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/161/1916169.pdf
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2023 sollen die Dienstsitze des Ministeriums in Bonn und 

Berlin klimaneutral werden. Seit 2018 sind bundesweit 200 

Elektro-Fahrzeuge für die Bundeswehr im Einsatz. Praxis-

nah präsentierte der Bundeswehr-Fuhrpark vor Ort vier 

verschiedene Elektro-Autos zum Anfassen, Einsteigen und 

Mitfahren (4).

Viel Platz widmen die Nachhaltigkeitsberichte dem 

Naturschutz auf Truppenübungsplätzen. Diese müssen 

für Schießübungen von Soldaten und Panzerbesatzun-

gen großflächig als offenes Gelände frei von größerem 

Baumbewuchs gehalten werden. Damit entstehen Flä-

chen, die eine spezielle Biodiversität ermöglichen, wie sie 

in Deutschland nur auf wenig anderen Flächen möglich 

ist, auf denen aber so gut wie kein CO
2
 gebunden wird, 

weder in Form von Gehölzen noch als Humus im Boden. 

Allerdings hat vor einem Jahr der durch Raketentests aus-

gelöste Moorbrand bei Meppen mit den verheerenden 

Folgen – auch wegen der damit verbundenen gigantischen 

CO
2
 -Emissionen – aufgezeigt, wie fragwürdig ein von der 

Bundeswehr ausgewiesener Naturschutz ist. Auch beim 

Umweltschutz im weiteren Sinne kann der naturgrüne An-

strich nicht verdecken, dass der Militärbetrieb gewaltige 

Folgekosten durch Schadstoffe verursacht, die im Boden 

und letztlich auch im Grundwasser zurückbleiben. Dieses 

gilt vor allem für PFC-Chemikalien (per- und polyfluorier-

te Kohlenstoffverbindungen), die in Deutschland auf mehr 

als 20 Militärstandorten nachgewiesen und auf über 100 

weiteren Standorten mutmaßlich vorhanden sind (5). Die 

Gemeinde Manching in Oberbayern liegt neben dem Bun-

deswehr-Flugplatz Ingolstadt-Manching. Auf dem Gelän-

de ist der Schwellenwert für einen besonders schädlichen 

PFC-Stoff im Grundwasser teils 400-fach überschritten. 

In angrenzenden Ortsteilen dürfen Anwohner ihre Gärten 

nicht mehr mit Brunnenwasser gießen. Wer ein Haus bau-

en will, kann das nur ohne Keller machen. Oder er muss die 

Entsorgung des Aushubs bezahlen. Die Kontaminationen 

im Boden stammen von PFC-haltigen Löschschäumen, 

die die Bundeswehrfeuerwehr jahrzehntelang am nahege-

legenen Flugplatz eingesetzt hat, vor allem bei Übungen. 

Löschschaum wird von der Bundeswehr vor allem einge-

setzt, um Treibstoffbrände zu bekämpfen (inzwischen ver-

boten, bis 2011 verwendet) (6).

Ein besonderes Beispiel für den Land- und Geld-

verbrauch ist der „Urbane Ballungsraum Schnög-

gersburg“. Bei den Friedensspaziergängen der kooperie-

renden Gegnerorganisationen rund um das Gelände erfuhr 

man auch, dass die Colbitz-Letzlinger Heide mit 60.000 

Hektar als das größte zusammenhängende Heidegebiet 

Mitteleuropas gilt bzw. galt; doch die militärische Nutzung 

durch Deutsche Wehrmacht, Rote Armee und Bundeswehr 

verursachten erhebliche Schäden (7).

Südöstlich von Gardelegen in Sachsen-Anhalt entste-

hen derzeit auf einer Gesamtfläche von mehr als sechs 

Quadratkilometern rund 550 Gebäude, 16 Kilometer Stra-

ßennetz, 800 Meter Flusslauf und 600 Meter begehbare 

Kanalisation mit 20 Ein- und Ausstiegsmöglichkeiten. Die 

Geisterstadt ist eine maßgeschneiderte Ausbildungsein-

richtung des Gefechtsübungszentrums für den Orts- und 

Häuserkampf. Schnöggersburg bildet alle Charakteristiken 

eines urbanen Gebietes ab, wie Stadtzentrum, Altstadt-

gebiet, Wohngebiet, militärische, polizeiliche und kultu-

relle Einrichtungen, Industrie- und Gewerbegebiet sowie 

Hüttenviertel und typische Vorstadtbebauung wie Parks, 

Gehöfte und Stadtwaldanlagen. Das Übungszentrum die-

ne dem Zweck, mit militärischen Einheiten „in allen Ope-

rationsarten und Eskalationsstufen“ den Einsatz in einem 

urbanen Raum – sprich den Orts- und Häuserkampf – zu 

trainieren. Die Gesamtkosten werden sich der Bundesre-

gierung zufolge „voraussichtlich bis zum geplanten Ab-

schluss der Baumaßnahmen im Jahr 2021 nach derzeiti-

gem Stand auf rund 170 Millionen

Euro“ belaufen (8). Das Gelände steht auch multinationa-

len militärischen Übungen, ebenso Einzelübungen anderer 

Nato-Staaten zur Verfügung. 

Hier wird also mit gewaltigem Einsatz von Geld, Zeit, 

Material und fossiler Energie (es gibt noch keinen klima-

neutralen Zement) etwas zur Vorbereitung des Krieges 

geschaffen, was in gleicher Form an anderem Ort helfen 

würde, Menschen ein Zuhause zu geben.

Schon die Produktion von Sprengstoff verursacht Um-

weltschäden durch Unfälle; hinzu kommen die Altlasten 

nach den Bombardierungen durch die Alliierten und die 

Schäden in den laufenden Betrieben. Verseuchte Böden 

sind ein Kennzeichen von ehemaligen Kampfplätzen und 

Truppenübungsplätzen: Betriebsstoffe (Benzin, Diesel, 

Öl), Reinigungsmittel (Chlorkohlenwasserstoffe (CKW)), 

Munitionsrückstände (Schwermetalle und Stickstoffver-

bindungen) (9). 

Hinzu kommt die Belastung der Meere durch direkte 

Kriegshandlungen, Manöver, aber auch durch Havarien und 

Abstürze. Nach dem Ersten und Zweiten Weltkrieg wurden 

große Mengen Munition im Meer und in Seen entsorgt; 

chemische und konventionelle Munition gelangte so in alle 

europäischen Küstengewässer. Allein in den deutschen Ge-

bieten von Ost- und Nordsee lagern ca. 1,6 Millionen Ton-

nen an Altlasten, ungeachtet der Bergungen in den 1950er 

(4) https://www.bundeswehr.de/de/aktuelles/meldungen/aktionstag-nachhaltigkeit-152350
(5) https://weltnetz.tv/story/2181-nachhaltigkeit-und-klimaschutz-nur-ohne-bundeswehrerhebliches
(6) https://www.tagesschau.de/investigativ/report-muenchen/bundeswehr-pfc-101.html
(7) https://www.deutschlandfunkkultur.de/militaerische-uebungsstadt-u-bahn-in-der-heide.1001.de.html?dram:article_id=311884 
(8) http://www.bundeswehr-journal.de/2018/schnoeggersburg-modernstes-uebungszentrum-des-heeres
(9) https://www.bits.de/public/articles/ami/ami5-03.htm
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bis 70er Jahren zur Gewinnung von Rohstoffen und zur 

Gefahrenabwehr für die Schifffahrt. Neben der offensichtli-

chen Gefahr von ungewollten Explosionen gibt es ein zwei-

tes Risiko für Küstenbewohner und Meeresökosysteme: 

Je stärker die Munition korrodiert, desto mehr gefährliche 

Substanzen treten aus. Über die Meeresbewohner können 

sie auch in die menschliche Nahrungskette gelangen (10).

Im Fall von Flugzeugabstürzen antwortete das BMVg 

auf eine Parlamentarier-Anfrage für den Zeitraum 18. Ja-

nuar 1995 bis 11. August 2015: Die Bundeswehr büßte in 

diesen Jahren 17 Strahlflugzeuge, 23 Hubschrauber sowie 

21 unbemannte Luftfahrzeuge (Drohnen) ein. Grundsätz-

lich kann davon ausgegangen werden, dass bei Abstürzen 

von Luftfahrzeugen Betriebsflüssigkeiten wie Flugkraft-

stoffe, Schmiermittel, Hydrauliköle in den Boden gelangen, 

sofern diese nicht vorher verbrennen oder auf dem Ab-

sturzareal verdunsten. Für die nach diesem Stichtag auf-

gelisteten sieben Abstürze deutscher Luftfahrzeuge – ein 

Tornado-Kampfbomber, eine Bell UH-1D, ein Unterstüt-

zungshubschrauber Tiger sowie vier Aufklärungsdrohnen 

LUNA – verzeichnet die Statistik zweimal die Freisetzung 

von Betriebsstoffen. Die Beseitigung der Umweltschäden 

kostete den Steuerzahler rund 180.000 Euro. Umfassende-

re Auskunft gibt es nicht; denn die Akten der Schadens-

fälle werden nur für fünf Jahre aufbewahrt. Für die Flug-

zeugabstürze von ausländischen Streitkräften gibt es vage 

Auskünfte, sofern private Grundstückseigentümer von Um-

weltbeeinträchtigungen betroffen waren und diese geltend 

machten. Erfolgten die Abstürze über Liegenschaften der 

Partnerstreitkräfte, sind diese nach den völkerrechtlichen 

Vereinbarungen für die Beseitigung etwaiger Umweltschä-

den selbst verantwortlich, überwacht von der zuständigen 

Landesumweltbehörde. Wegen der kurzen Aufbewah-

rungsfrist konnte nur für neun Unfälle Auskunft gegeben 

werden: Für die Beseitigung der ausgetretenen Betriebs-

stoffe und sonstige durch diese Abstürze ausländischer 

Systeme bedingten Umwelt- und Sachschäden fielen laut 

Verteidigungsministerium bislang Kosten in Höhe von etwa 

111.000 Euro an (11). Unerwähnt blieb damals: „Nicht nur 

Diesel-Fahrzeuge produzieren Feinstaub, sondern auch 

Flugzeuge beim Verbrennen von Kerosin“, berichtet der 

Deutschlandfunk anhand einer Schweizer Analysetechnik: 

„Eine Sekunde Laufzeit entspricht etwa 60 Kilometer Auto-

fahrt von einem Euro-6-Dieselfahrzeug mit Filter“ (12) . Hin-

zu kommt der Landverbrauch und das Zubetonieren für die 

Flugplätze und Verlängerung oder Neubau von Landebah-

nen und natürlich der Lärm bei Tests am Boden und Flügen.

Hannelore Morgenstern-Przygoda, Jan Birk 2/2020

Persönliche Nachbemerkung Hannelore Morgenstern- 

Przygoda:

Der Nachhaltigkeitsbericht der Bundeswehr wird der Tat-

sache überhaupt nicht gerecht, dass wir hier in Deutsch-

land durch Waffenproduktion, Bereitstellung der Bundes-

wehr und ihre bloße Alltagsarbeit bereits Umweltschäden 

verursachen. Zudem: Diese Schäden wirken sich auf unser 

Klima aus, die wir ins Weltklima exportieren. Zudem: Es 

werden materielle und menschliche Ressourcen vergeu-

det. Die Bundeswehr muss Menschen schulen, im Einsatz 

als erster und schnellster „zu schießen“. Darüber hinaus: 

Unser Lebensstil ist nur deshalb so komfortabel, weil er auf 

Kosten vieler anderer Menschen in anderen Länder organi-

siert ist; dies zu ändern, verlangt noch vieles mehr von mir 

(und meinen Mitmenschen).

Zurück zum Gewissensproblem: „Nie wieder Krieg und 

nicht in deutscher Verantwortung“ war ein behütender 

Satz meiner Kindheit. Und ein trügerischer; ich darf und 

will für die eigene Armee nicht mit meiner Steuer zahlen 

– das Zivilsteuergesetz ist ein Anfang auf dem Weg zum 

gerechten Frieden und der Bewahrung der Welt.

Persönliche Nachbemerkung Jan Birk:

Die Bundeswehr stellt eine Belastung des Klimas dar; aber 

diese Feststellung ist als solche relativ banal; Art und Um-

fang der Belastung haben wir dargestellt. Weitaus gewich-

tiger aber ist die Bedrohung des Klimas: Krieg ist der zi-

vilisatorische Bruch schlechthin, die Bundeswehr bereitet 

ihn vor und in anderen Ländern führt sie ihn bereits durch. 

Klimaschutz unter den Bedingungen des Krieges ist un-

möglich. Zusätzlich zu den bekannten und durchlittenen 

vielfältigen nachhaltigen Folgen militärischer Konflikte wird 

der nächste Weltkrieg das Klima kippen – eine endgültige 

Folge, die nicht wieder zu heilen sein wird. Auch wenn die

sichtbaren Anstrengungen der Bundeswehr zur Vermin-

derung ihrer Treibhausgasemissionen von Erfolg gekrönt 

sind, bleibt die eigentliche Bedrohung bestehen. Das kön-

nen wir nicht dulden oder ertragen und schon gar nicht 

mit-finanzieren. Für Letzteres brauchen wir ein Zivilsteuer-

gesetz.

(10) https://www.focus.de/wissen/experten/erbe-der-weltkriege-1-6-millionen-tonnen-munition-rotten-vor-der-deutschen-kueste-
vor-sich-hin_id_9903693.html

(11) http://www.bundeswehr-journal.de/2015/militaerische-flugunfaelle-ueber-deutschem-hoheitsgebiet/#more-5932 
(12) www.deutschlandfunk.de/abgase-im-flugverkehr-feinstaub-kommt-auch-von-oben.676.de.html?dram:article_id=355766
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Das Gesundheitsministerium empfiehlt zur Eindämmung des Coronavirus Großver-
anstaltungen von mehr als 1.000 Menschen abzusagen. Doch das scheint nicht für 
Militärmanöver zu gelten.

Bis Mai dieses Jahres werden Zehntausende Soldat*innen sowie Kriegsgerät von den USA aus nach 

Deutschland und weiter in Richtung Polen und Baltikum an die russische Grenze transportiert. Das 

Manöver Defender Europe 2020 ist eine Zurschaustellung militärischer Überlegenheit und soll die 

rasche Verlegung kampfstarker Großverbände aus den USA an die „NATO-Ostflanke“ demonstrie-

ren. Das Manöver mit insgesamt 37.000 Soldat*innen ist eine überflüssige Provokation gegenüber 

Russland. Es gefährdet den Frieden, verschlingt Millionen von Steuergeldern und belastet Umwelt 

und Klima. Für das Manöver werden riesige Mengen fossiler Treibstoffe verbraucht. Defender 2020 

kann zudem zur Ausbreitung des Coronavirus in Europa beitragen.

Deeskalation, der Schutz von Klima und Umwelt sowie die Gesundheit der Menschen 
müssen Vorrang vor militärischen Machtspielen haben – daher fordern wir vom Ver-
teidigungs- sowie Gesundheitsministerium den sofortigen Abbruch des Manövers De-
fender Europe 2020!

► www.friedenskooperative.de/defender2020absagen-jetzt-unterzeichnen

Petition der Netzwerk Friedenskooperative

JETZT UNTERZEICHNEN: 
US-Militärmanöver Defender Europe 2020 stoppen! 
Gefahr für Frieden, Klima und Gesundheit bannen
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Muttertag hat viele Ursprünge; im 19. Jahrhundert setz-

ten sich auch amerikanische Frauen für solch einen Tag 

ein. Eine von Ihnen war Julia Ward Howe (1819 –1910); sie 

war Dichterin /Schriftstellerin, arbeitete für die Abschaf-

fung der Sklaverei und für Frauenrechte. Nach dem Se-

zessionskrieg (1861– 65) veröffentlichte sie im Jahr 1870 in 

Boston die Mother’s Day Proclamation.  

Auszüge aus ihrem Text: 

Steht auf, all ihr Frauen (…).  

Sprecht mit fester Stimme: 

Wir werden nicht zulassen, 

dass große Fragen von un-

bedeutenden Regierungs-

stellen entschieden werden, 

unsere Ehemänner werden 

nicht zu uns kommen, stin-

kend nach Gemetzel, um 

von uns Zärtlichkeit und 

Zustimmung zu bekommen. 

Wir werden nicht zulassen, 

dass uns unsere Söhne ge-

nommen werden, damit sie alles vergessen, was wir ihnen 

über Barmherzigkeit, Mitleid und Geduld beigebracht ha-

ben. (...) Aus dem Schoß der verwüsteten Erde kommt ein 

Schrei, der sich mit unserem vereint. „Waffen nieder, Waf-

fen nieder!“(…) Im Namen aller Frauen und aller Menschen 

fordere ich dazu auf, dass eine Generalversammlung aller 

Frauen (...) ausgerufen wird. Dort möge vorangetrieben 

werden ein Bündnis der verschiedenen Völker, die ein-

vernehmliche Lösung von Streitigkeiten zwischen Staaten 

und das große und allgemeine Anliegen des Friedens. 

AUFRUF: Mrs. Howes Proklamation, immer noch aktuell, 

könnte sehr viel besser mit der Friedensbewegung und 

ihren Frauenorganisationen verknüpft sein.  Im Jahr 2020 

macht die katholische Weltkirche das Themenfeld Frie-

den zum Inhalt ihrer jeweiligen Kampagnen – das wäre ein 

aktueller Anknüpfungspunkt. Geben wir dem Muttertag 

wieder einen würdigen Sinn und lasst uns den glühenden 

Aufruf von Frau Ward Howe an die Frauen, sich im Einsatz 

für Frieden zu vereinen, wieder mit Leben füllen. Könnte 

ein Friedensministerium die heutige Forderung sein? Statt 

Blumen wollen wir Frieden!

MUTTERTAG ANDERS – warm empfohlen

Julia W.Howe 
https://de.wikipedia.org/wiki/
Julia_Ward_Howe

PETITION – schnell unterschrieben

haben wir die internationale Petition 

People Who Oppose War, Must Not Be Compelled To 

Pay For War von der Organisation World beyond War. 

Auf der Webseite von dieser Organisation  werden auch 

die Gesetzesvorschläge und die internationalen Organisa-

tionen für Friedenssteuer erwähnt – auch unser Netzwerk. 

Wir rechnen mit vielen Unterschriften aus unserer Leser-

schaft!

https://actionnetwork.org/petitions/people-who-oppose-

war-must-not-be-compelled-to-pay-for-war.

EKD-SYNODE – kalt abgetropft

Unsere AG Steuern zu Pfl ugscharen hat ein Infoblatt er-

stellt (diesem Heft beigelegt), das deutlich auf die kirch-

lichen Belange, auch Beschlüsse der Weltkirche, eingeht 

und unsere Erwartungen an die Kirche benennt.

Die EKD tagt im November in Dresden. Zum lange und 

differenziert vorbereiteten Schwerpunktthema Frieden 

wurde die Kundgebung „Auf dem Weg zu einer Kirche der 

Gerechtigkeit und des Friedens“ beschlossen. Da unsere 

AG im Vorfeld erfuhr, dass es auf diesen Vorbereitungs-

wegen nicht gelungen war, das Zivilsteuergesetz zu plat-

zieren, blieb nur der Versuch eines Initiativantrags. Alle 10 

rheinischen und 4 württembergischen Synodalen wurden 

vor Ort mit dem schriftlichen Entwurf kontaktiert. Im Nach-

hinein sagte einer dieser Synodalen, dass unser Antrag 

nicht die geringste Chance hatte, gehört oder gar gestellt 

zu werden; bei juristischen Experten hätten wir i. d. R. gar 

keine Chance. Da entfällt dann auch das Weiterdenken un-

ter christlichen Geschwistern…

Müssen wir mit der Lobbyarbeit in der Kirche wieder bei 

Null anfangen? Nein!

Eine Landeskirche im Süden gibt nicht auf!

Das Badische Sicherheitsszenario hält die Umsetzung des 

Zivilsteuergesetzes für machbar. Ob von den Synodalen es 

niemand gelesen hat?

https://www.plough.com/de/themen/kultur/feiertage/muttertag/
die-urspruengliche-ausrufung-des-muttertags

WAFFEN INS 

MUSEUM!
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Freiheit des Gewissens
Treffen sich zwei Menschen im Zug, sie kennen sich schon lange aus der Friedensbewegung und wollen sich 

auf einen Prozess wegen gemeinsamen zivilen Ungehorsams vorbereiten. Sagt sie: „Das Gewissen ist frei.“ 

Antwortet er: „Wenn eines nicht frei ist, ist es mein Gewissen.“ Und die beiden schauen sich verwundert an. Die 

Wahrscheinlichkeit, ja die Möglichkeit, dass die beiden hier gegensätzlicher Meinung sind, geht gegen Null. Ein 

Anlass zur Gegenüberstellung:

Mein Gewissen ist frei! Meistens. 

Allgemein ist es frei, denn es ist etwas Grundlegendes im 

Menschen, das alle mit der Geburt mitbringen. „Das Gött-

liche in jedem Menschen“, sagen manche. Wenn ein Kind 

aber nicht in Liebe und Geborgenheit aufwächst, kann es 

zugeschüttet werden. Dann ist es nicht mehr frei, und gibt 

es üble Folgen. Hier brauche ich keine Beispiele anführen, 

die Welt ist leider voll davon.  

Die Entwicklung meines Gewissens hatte natürlich 

schon mit meiner Sozialisation zu tun, und da hatte ich 

Glück. Dennoch hat es sich eher gegen die Erziehung 

durch Eltern, Kirche und Schule entwickelt, und zwar von 

früh an. Meine Eltern konnten sich gegen Unrecht nicht 

wehren; sie waren, hauptsächlich durch ihre Kirche, immer 

unterdrückt worden („WIR wissen, was für euch richtig ist. 

Seid gehorsam!“) und hatten, angstbesetzt, nicht das nö-

tige Selbstvertrauen, aufzustehen. Ihr Gewissen war aller-

dings in Ordnung: Sie wussten gut, was Unrecht war. Nur 

wagten sie es oft nicht, nach ihrem Gewissen zu leben. So 

war es dann nicht frei.

Ich ertrug als Schülerin kein Unrecht, und machte den 

Mund auf; ich wollte nicht leiden wie meine Eltern. Und ich 

machte viele Male die Erfahrung, dass ich für mein „fre-

ches“ Verhalten den Erwachsenen gegenüber erstaunli-

cherweise niemals Strafe bekam. Sogar im Berufsleben 

habe ich manch gute Erfahrung in dieser Hinsicht ge-

macht. Ja, mein Gewissen war und ist frei – ich konnte und 

kann nach ihm leben. Mit Ausnahmen...

Als Steuerzahlerin kann ich es nicht. Da bin ich dem 

Zwang ausgesetzt zu zahlen für etwas, wogegen mein Ge-

wissen sich total sträubt. Deswegen bin ich beim Netzwerk 

Friedenssteuer aktiv. Deswegen auch ist für mich Ziviler 

Ungehorsam manchmal der einzige Weg, mich gegen Un-

recht zu wehren, z. B. in Büchel gegen die Tornado-Flug-

übungen für den Einsatz mit Atombomben. Nach Art. 4 

Grundgesetz ist das Gewissen frei; aber wenn ich nach 

ihm lebe, bekomme ich Strafe. Also ist es hier NICHT frei. 

Und das muss sich ändern. 

Gertie Brammer

Mein Gewissen ist nichts weniger als frei!

Carl Friedrich von Weizsäcker hat über sich gesagt: „Ich 

habe mich nicht erschaffen, ich habe mich vorgefunden.“ 

Ich habe mich vorgefunden mit meinen Möglichkeiten und 

meinen Beschränkungen. Zu diesen Beschränkungen ge-

hört das Gewissen, „das Gesetz in uns“ (Kant). Aber statt 

mich hier weiter auf anerkannte Autoritäten zu berufen, will 

ich über mich sprechen:

Ich bin aufgewachsen mit einem klaren Gefühl für das, 

was richtig und falsch ist, und für das, was deshalb zu tun 

und was zu lassen ist. Für mich hat das immer eine do-

minierende Rolle gespielt, auch wenn es weh tat, so, als 

ich mit zwölf Jahren einem Freund beisprang, der von zwei 

stärkeren größeren Jungen drangsaliert wurde: Ich bin ein-

geschritten, ich habe die Prügel bezogen, die umstehen-

den Erwachsenen waren unbeteiligte Zuschauer. Dies hat 

sich später wiederholt, und wenn ich etwas daraus gelernt 

habe, dann die Gewissheit, dass man manchmal auch da-

für bezahlt, wenn man das Richtige tut. Später ist mir dann 

klar geworden, dass es nicht darauf ankam und ankommt, 

ob mein richtiges Tun dazu führt, dass das Richtige ge-

schieht. Selbstverständlich bin ich imstande, Risiken zu 

erkennen und Erfolgsaussichten abzuschätzen, aber mein 

Gewissen lässt nur wenig Opportunismus zu – Oppor-

tunismus im Sinne einer Abwägung, die auch Mittel und 

Wege einbezieht, die einer Überprüfung durch das Gewis-

sen nicht standhalten.

Und so komme ich zu dem Ergebnis, dass mein Gewis-

sen nicht frei ist: weder kann ich mir eines aussuchen noch 

kann ich über mein Gewissen verfügen (es ändern oder an-

passen) noch kann ich mir aussuchen, ob ich darauf höre 

oder nicht. 

Wohlgemerkt: ich spreche über mich! Andere Men-

schen haben ein anderes Gewissen, das ihnen Anderes 

sagen mag oder nicht oder das sich vielleicht gar nicht 

meldet. Der Satz „er / sie hat Menschen auf dem Gewissen“ 

um auszudrücken, dass er / sie gemordet hat, unterstellt, 

dass das Verbot  Menschen zu töten, wie es im Grund-

gesetz („Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche 

Unversehrtheit.“) und in den 10 Geboten („Du sollst / wirst 

nicht töten.“) steht, stets in jedem Menschen lebendig ist. 

Wir wissen, dass das nicht so ist. Und engagieren uns im 

Netzwerk Friedenssteuer. 

Jan Birk

Wenn zwei Friedensaktivisten zusammentreffen, ist es am 

vernünftigsten, wenn sie sich bloß in den Arm nehmen. Frei 

nach Sartre: „Wenn zwei Philosophen zusammentreffen, 

ist es am vernünftigsten, wenn sie bloß ‚Guten Morgen‘ 

sagen.“
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In diesen Tagen

In diesen Tagen

da ich diese Gedichte schreibe

besucht das Klima ferner Wüsten

weite Flächen in Europa

Die Nachrichten über in Seenot geratene

Flüchtlingsboote und verschlossene Häfen

reißen nicht ab

ebenso wenig die Verlautbarungen

dass man – eigentlich – „diese Leute

nicht im eigenen Lande haben will“

Der Kampf um die Rohstoffe

um Wasser um Bodenschätze

um Vormachtstellungen auf dem Planeten

ist im vollen Gange

ebenso die damit verbundene Erhöhung

von Waffenherstellungen und Waffenlieferungen

Ganze Länder zerfl eischen sich selbst

oder werden zerschossen –

sterben „stellvertretend“ im Kugelhagel

für abseits zuschauende „Interessengruppen“

Mit Erschrecken stellen wir fest

dass wir uns längst an die Bilder

des Gräuels und der Verwüstung

gewöhnt haben – und schalten einfach um

In diesen Tagen da ich diese Zeilen schreibe

ersticken die Lebewesen des Meeres

an den Folgen unserer Gedankenlosigkeit

kotzen die Wellen unseren Wohlstandsmüll

direkt vor unsere Füße

werfen sich Wale und Delphine

lebensmüde und traumatisiert an unsere Strände

während Menschen davon träumen

ihr Leben auf Mars und Mond

endlich auszuhauchen

Unser Gewissen ist ohnmachtsanfällig

käufl ich lenkbar windelweich ohne Rückgrat

Wer möchte in diesen Tagen

noch seine Hände

in Unschuld waschen…?                   

Gerhard Kreuzer / Juli 2019

Das Gewissen ist frei

Das Gewissen ist frei,

es lässt sich nicht lenken.

Es ist stets dabei

von Herzen zu denken.

Es möchte verstehen

und gar nichts verdrehen;

gehorchen will es nicht – 

es stellt Liebe über Pfl icht.

Das Gewissen ist frei,

nur frei kann es reifen.

Kann fertig nicht sein,

sonst würd‘ es versteifen.

Es würde dogmatisch

und bald leicht apathisch

wie Kirche und Partei –

und dann wär‘ es nicht mehr frei.

Das Gewissen ist frei

auf allen Gebieten.

Nur mutig muss es sein,

Paroli zu bieten:

dem Dummen und Bösen

das stets mit Getöse

sich klammert am Gesetz,

das dem Haben Vorrang lässt.

Das Gewissen ist frei,

doch nichts für Bequeme;

weiß keine Sicherheit

in Anspruch zu nehmen.

Es spielt nicht ‚Verstecken‘,

‚Durch Sachzwang Verdecken‘;

schenkt immer klaren Wein;

tauscht das Haben gegen Sein.

Das Gewissen ist frei,

auch das von dem Gegner.

Es lässt sich darauf ein,

Dissens zu durchleben

statt Mauern zu bauen

und Gegner zu hauen;

die Liebe stets dabei –

das Gewissen ist frei!                 

Gertie Brammer

D I E  R E A L I TÄT D I E  V I S I O N
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Nachruf auf Else Tonke
von Gisela Lattmann-Kieser

Else Tonke starb am 1. September 2019, nach jahrelangem 

Leiden an Zungenkrebs, im Alter von 86 Jahren.

Else hat viele Jahre im Netzwerk mitgearbeitet und war 

bis zuletzt, auch als sie nicht mehr sprechen konnte, eine 

begeisterte Kämpferin für Frieden und Gerechtigkeit. Seit 

ich sie kennengelernt habe, war sie von unserer Forderung 

der gesetzlich garantierten Möglichkeit der Militärsteuer-

verweigerung fasziniert und hat sich, wo immer sie war, 

dafür eingesetzt. 

Sie war regelmäßige und treue Teilnehmerin an Frie-

densdemos, hat auch allein oder in einer kleinen Gruppe 

Mahnwachen gehalten und ging u. a. als „alte Frau mit 

Handtasche, die ja niemand ernst nahm“ (O-Ton Else) in 

den eigentlich unzugänglichen streng abgegrenzten Si-

cherheitsbereich zur Vereidigung der jungen Soldaten. Ich 

sehe sie noch mit dem selbst gemalten Schild „Großmütter 

gegen den Krieg“ vor dem Brandenburger Tor stehen oder 

auf dem Bebelplatz in Berlin. Else war die bestinformierte 

Frau die ich kenne, was Zusammenhänge und Ursachen 

von Konfl ikten und Kriegen betrifft und hat noch trotz des 

schon diagnostizierten Zungenkrebses genauestens die 

Umstände der Krimkrise recherchiert. Auch über die Ge-

schehnisse in der Ukraine konnte sie dezidiert Auskunft 

geben, um nur einiges zu nennen. Else, die Atheistin war, 

hat sich auch in kirchlichen Friedenskreisen zu Hause ge-

fühlt und war mir in ganz besonderer Weise nah und lieb. 

Wir waren eng verbunden in unserer Sehnsucht nach Frie-

den und im Einsatz für das Recht der Rechtlosen und Ar-

men. Viele Jahre kam sie ganz regelmäßig zu unserem Ber-

liner Regionaltreffen in die Adventkirche Prenzlauer Berg. 

Ihre eigentliche Heimat war die Grüne Liga, wo sie unser 

Anliegen regelmäßig zur Sprache brachte.   

Ich habe sie bewundert und geschätzt und vermisse sie 

schon seit langem. Wie gut , dass sie sich mir und anderen 

wenigstens lange Zeit noch per Mail verständlich machen 

konnte und so in Kontakt mit uns blieb. Sie war ja auch im 

digitalen Bereich völlig souverän und niemals angepasst. 

Bis zuletzt benutzte sie nie Google und Co, sondern blieb 

konsequent bei dem alternativen Linux-Betriebssystem. 

Ich bin sehr dankbar, dass Else mich und viele andere so-

lange begleitet und bereichert hat. In meiner Erinnerung 

bleibt sie lebendig. Hier unten fi nden Sie den Text einer 

ihrer letzten politischen Aktionen.

            

Sehr geehrte Frau Dr. Angela Merkel!

In Ihrer Stellung als Regierungschefi n Deutschlands wen-

de ich mich an Sie auf diesem Wege, da ich aus Alters- 

und Gesundheitsgründen nicht mehr aktiv an politischen 

Bewegungen teilnehme:

Hiermit fordere ich Sie auf, jetzt, nachdem der INF-Vertrag 

zwischen den USA und Rußland nicht mehr gültig ist –, 

endlich, endlich die längst fällige Kündigung dieses Ver-

trages zwischen den USA und Deutschland zur Statio-

nierung ausländischer Truppen in Deutschland aus der 

unmittelbaren Nachkriegsordnung sofort auszusprechen.

Damit in Zusammenhang bitte ich Sie, sofort die in 

Büchel noch gelagerten US-Amerikanischen A-Bomben 

einschließlich der deutschen ausgebildeten Piloten sofort 

in die USA auszuweisen. Dies in Anbetracht dessen, dass 

Sie persönlich in dieser neuen gefährlichen militärischen 

und politischen Lage für unser Land sowie für ganz Eu-

ropa die Verantwortung dafür tragen, dass in erster Linie 

Deutschland, jedoch auch europäische Staaten, beson-

ders die Gebiete, die weitere US-Amerikanische sowie 

Nato-Kommandohöhen beherbergen – nämlich EUCOM, 

AFRICOM, Ramstein/Büchel auch viele Befehls- und 

Ausführungskommandos der USA und der NATO – in 

die unmittelbare Gefahrenzone jetzt möglicher militäri-

scher Auseinandersetzungen zwischen den beiden Welt-

mächten USA und Russland geraten sind.

Nehmen Sie im Interesse unseres Landes Ihre Verant-

wortung für die Abwendung dieser unübersehbaren Ge-

fahr sofort wahr! 

Mit vorzüglicher Hochachtung

gez.: Else Tonke – eine Großmutter gegen den Krieg  

11. Februar 2019 

Uns ist nicht bekannt, ob Else je eine Antwort bekommen 

hat.
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Aachener Friedenspreis 1993

Niemand 

darf gegen  sein Gewissen 

zum Kriegsdienst mit der Steuer 

gezwungen werden

 

www.netzwerk-friedenssteuer.de  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Zahlenvergleiche und Kommentare  
zum Bundeshaushalt 2020 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

„Das Militär hat die beste Lobby in der Welt. ... Wenn wir ein Viertel 
des Militärhaushalts weltweit in Kriegsverhinderung, in Friedensprä-
venon, in Krisenbekämpfung inveseren würden, dann könnten wir 
uns Milliarden, Milliarden im Rüstungsbereich sparen. Diese Rüstungs-
spirale nach oben ist wahnsinnig.“ 
 

Diese Aussage würde man gern einem Akteur der Friedensbewegung zu-
schreiben. Aber es kommt viel besser: Sie stammt von Entwicklungshilfe-
minister Gerd Müller! Mehrfach hat er sich in den zurückliegenden Mo-
naten seit den Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 (hier in einem In-
terview am 12.05.19) bis zur Münchner Sicherheitskonferenz 2020 in die-
ser Weise geäußert. Die Folgenlosigkeit und (Nicht-)Wirkung seiner Wor-
te können wir sehen, wenn wir die Entwicklung der deutschen und welt-
weiten Rüstungsausgaben und auf den folgenden Seiten speziell den 
Bundeshaushalt 2020 betrachten: 
 

Der Bundeshaushalt 2020 beläuft sich auf 362 Mrd. €. Im „Verteidigungs-
haushalt“ (Einzelplan / EP 14) sind Ausgaben in Höhe von 45,1 Mrd. € = 
12,4 % des gesamten Haushalts geplant. Der Zuwachs dieses Jahres für 
Verteidigung im Vergleich zu 2019 beträgt 4,3% - das ist z.B. 43mal mehr 
als die Erhöhung der Ausgaben für Bildung und Forschung oder 7mal mehr 
als die Ausgaben für Inneres, Bau, Heimat. Auch die Klu zwischen den 
Militärausgaben und den Ausgaben für Frieden und Entwicklung wächst 
weiter: 2020 stehen 34,2 Mrd. € mehr für „Verteidigung“ zur Verfügung 
als für „Wirtschaliche Zusammenarbeit und Entwicklung“; der Abstand 
zwischen beiden Ressorts ist von 2019 bis 2020 um weitere 4,2 Mrd. € 
zugunsten des Verteidigungshaushalts gewachsen. 
 

Weitere Beispiele für den prozentualen Anteil einzelner ausgewählter 
Ressorts am Bundeshaushalt 2020 siehe die Grafik auf S. 4. 

 

 

= 41,5 % 

= 12,4 % 

= 8,6 % 

= 2,5 % 

 = 2,2 % 

 = 1,8 % 

 

 = 4,2 % 

 = 3,3 % 

 = 3,0 % 

 = 4,2 % 

 = 5,0 % 

= 0,8 % 

= 1,6 % 

= 0,2 % 

= 0,9 % 

Grafik: stasta      Quelle: Deutscher Bundestag     nachbearbeitet von M Rambow 02/2020 

vom Bundesrat gebilligt am 20.12.19, in Kra seit 01.01.20 
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Unser Entwurf des Zivilsteuer-

gesetzes gründet unverändert auf 

der grundgesetzlich verbrieften, 

persönlichen Gewissensfreiheit 

und der Forderung: Mein Geld nicht 

für Militär, Rüstung und Krieg. 

Das Zivilsteuergesetz reagiert auf 

das Gewissensproblem und er-

öffnet die Verwirklichung der Ge-

wissensfreiheit. Es erweitert die 

demokratische Mitbestimmung 

im Umgang mit (Steuer-)Geld hin 

zur Verantwortung für Frieden und 

Klimaschutz – hier greifen wir dank-

bar den Impuls von Fridays for Fu-

ture auf. 

Mit dem Zivilsteuergesetz steuern 

wir den Fluss unserer Lohn- und 

Einkommenssteuer in die Zivil- 

und Friedenswirtschaft, die un-

sere Ressourcen für menschliche 

Bedürfnisse, partnerschaftliches 

Wirtschaften und zum Schutz des 

Planeten nutzt. 

Dazu gehört auch das Umsteu-

ern der Politik und Wirtschaft: Weg 

von Militär- und Rüstungsmitteln, 

hin zu nachhaltigen Technologien 

und sozialverträglicher Konversion 

in den zu verändernden Industrien 

wie Rüstung, Energie etc..

Zivilsteuergesetz (ZStG) für 
Menschen und Klima
Positionspapier des Netzwerk Friedenssteuer e. V. – Februar 2020

Nr. 16 der insgesamt 17 Ziele für nachhaltige 

Entwicklung der Vereinten Nationen

Mitmach-Möglichkeiten:

www.friedenssteuer.de > aktiv werden.

w
w

w

.friedenssteuer.
d

e

INFOBLÄTTER

BROSCHÜRE UND FALTBLÄTTER

HANDZETTEL UND K ARTEN

Forderung an die Kirchen

Broschüre mit allen Infos

Faltblatt Pro & Contra 
Zivilsteuer

Faltblatt „Steuern zu 
Pflugscharen“

Leporello Zivilsteuer

Zivilsteuergesetz in 6 Schritten Zivilsteuergesetz für Menschen 
und Klima

Militärausgaben im Bundeshaus-
halt 2020

Karte für Briefmarkenwerbung
1 Briefmarke kostet 1 Euro (Postwert zzgl. Druckkosten) 

Karte Kriegsdienstverweigerung

Geldschein

Karte Bekanntmachung
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info@friedenssteuer.de | www.friedenssteuer.de

Region/Titel Vorname Name Straße PLZ Ort Telefon E-Mail

Öffentlichkeit/Materialvers.
Redaktion Friedenssteuer
Nachrichten

Gertie Brammer Schützenweg 5 29481 Karwitz-
Lenzen

05861-985742 brammer@friedenssteuer.de

Steuern zu Pflugscharen Hannelore Morgenstern Jesuitengasse 39 a 50735 Köln 0221-552525 hannelore.morgenstern@gmx.de

Internationales/CPTI Jan Birk Weber Str. 2 24211 Preetz 04342-3029260 birk@friedenssteuer.de

Region Berlin Gisela Lattmann-
Kieser

Heinz-Bartsch-
Str. 5

10407 Berlin 030-4251860
0152 53598491

gisela-lmk@web.de

Region München Ulla Klotz Raidinger Str. 9 a 81377 München 089-716283 post@ullaklotz.de

Region Nord Dedo von Krosigk Birkenstr. 32 30171 Hannover 0511-801696 dedo.krosigk@web.de

Gudrun Rehmann Brahmsstrasse 11 32756 Detmold 05231-31231 Telefon 12:30 bis 13:00

Region Nürnberg Dr. Brigitte Janus Bielingplatz 1 90419 Nürnberg 0911-30024330 br.janus@t-online.de

Lina Hoffmann Olivenweg 36 90441 Nürnberg 0911-662993 lina-b-hoffmann@t-online.de

Region Ost Dietrich Göttsching Pfortenweg 7 99092 Erfurt 0361-2255119 dgoettsching@yahoo.de

Region Südwest Dr. Marduk Buscher Schirmhofweg 1 76530 Baden-Baden 07221-38194 mardukbuscher@t-online.de

Dr. Wolfgang Steuer Am Kälberrain 20 78647 Trossingen 07425-5856 w.steuer@friedenssteuer.de

Region West Wolfgang Engmann Gemener Str. 21 46359 Heiden 0157-36217061 wolfeng@web.de

Vorstand, Geschäftsführung Katharina Rottmayr- 
Czerny

Neuburgstr. 5 83620 Feldkirchen-
Westerham

08062-7261067 k.rottmayr@friedenssteuer.de

Vorstand, stell. Vorsitzende Hannelore Morgenstern Jesuitengasse 39 a 50735 Köln 0221-552525 hannelore.morgenstern@gmx.de

Vorstand, Vorsitzender Jan Birk Weberstr. 2 24211 Preetz 04342-3029260 birk@friedenssteuer.de

Netzwerk Friedenssteuer A D R E S S E N

SPENDEN an das Netzwerk Friedenssteuer e.V.:

IBAN DE25 4306 0967 7001 6016 00 

GLS Gemeinschaftsbank e.G. | BIC GENODEM1GLS.

Bei allen Spenden unbedingt den vollständigen Namen 

und die Adresse auf dem Überweisungsträger angeben!

Spendenquittungen werden im 1. Quartal des Folgejah-

res verschickt.

GESCHÄFTSSTELLE:

Netzwerk Friedenssteuer

Raidinger Str. 9a, 81377 München

Telefon 089 – 716283

Termine 2020/2021 
Noch offen: Jahrestagung Netzwerk Friedenssteuer WIRD VERSCHOBEN.

 Aktionstermine Büchel (s. auch Seite 7): 

03. 06. 2020 Prozess Amtsgericht Cochem  

06. 06. 2020 Kirchlicher Protesttag vor dem Fliegerhorst bei Büchel

24. 06. 2020 Prozess Amtsgericht Cochem

13. – 14. 06. 2020 Tag der offenen Tür der Bundeswehr (15 Standorte); Widerstand überall

01. 09. 2020 Antikriegstag

23. –  25. 10. 2020 Herbsttagung Netzwerk Friedenssteuer in Göttingen, Jugendherberge; offen für Alle

DATENSCHUTZ: Personenbezogenen Daten benutzen 

wir nur für interne Zwecke; sie werden nicht an Dritte

weitergegeben. Besucher unserer Webseite werden nicht 

registriert. Die vollständige Datenschutzerklärung finden 

Sie auf unserer Webseite > Wir über uns > Datenschutz.
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